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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 15/2009

vom:
25.06.2009

Eigenheimzulage: Wohnung in einem anderen EU-/EWR-Staat
Fälle der unbeschränkten Steuerpflicht nach § 1  Abs. 1 EStG
Sehr geehrte Damen und Herren,

wie bereits mehrfach abgehandelt, entschied der EuGH mit Urteil vom 17. Januar 2008, C – 152 / 05 (HaufeIndex 1917463), dass die Bundesrepublik Deutschland dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem Gemeinschaftsvertrag verstoßen hat, dass sie die Gewährung der Eigenheimzulage an unbeschränkt Einkommensteuerpflichtige für in einem anderen Mitgliedsstaat belegene Wohnungen ausgeschlossen hat. 

Die Finanzverwaltung entschied zur Anwendung des EuGH-Urteils, dass nur die nach § 1   Abs.  2 und 3 EStG unbeschränkt Einkommensteuerpflichtigen für die Herstellung oder Anschaffung einer eigenen Wohnung in einem anderen EU-/EWR-Staat Eigenheimzulage erhalten können (s. BMF-Schreiben vom 13. März 2008, BStBl. I 2008, 539). 

Im Fachrundschreiben Nr. 10 / 2009 informierten wir Sie zur damaligen Beurteilung der Rechtslage und gingen dabei davon aus, dass Einsprüche gegen Ablehnungsbescheide zur EigZul-Festsetzung für Mitglieder, die nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt steuerpflichtig sind – die also ihren Wohnsitz im Inland haben – ohne Erfolgsaussichten sind.

Nunmehr sind zwei gegensätzliche Finanzgerichts-Entscheidungen zu der Frage bekannt geworden, ob Steuerpflichtige, die nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt steuerpflichtig sind, für die Herstellung oder Anschaffung einer in einem anderen EU-/EWR-Staat belegenen Zweitwohnung, Anspruch auf Eigenheimzulage haben

a. Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 23.04.2009 – 3 K 3441 / 08 (HaufeIndex 2172246): 

Das Finanzgericht entschied, für die in Griechenland belegene Zweitwohnung der Kläger bestehe Anspruch auf Eigenheimzulage. Das Finanzamt legte gegen das Urteil Revision ein; Az. des BFH: IX R 20 / 09.
b. Finanzgericht Münster, Beschluss vom 3.06.2009 – 9 V 80 / 09:

Das Finanzgericht entschied in dem Verfahren über Aussetzung der Vollziehung, für eine in Spanien belegene Ferien- oder Zweitwohnung bestehe bei unbeschränkter Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 EStG kein Anspruch auf Eigenheimzulage. Ob die vom Gericht zugelassene Beschwerde vom Kläger eingelegt wurde, ist derzeit nicht bekannt.

Praxishinweise:
1. Keine Einspruchsrücknahme mehr:

Soweit gegen Ablehnungsbescheide zur Festsetzung von Eigenheimzulage Einspruch eingelegt wurde, empfehlen wird, den Einspruch nicht  zurückzunehmen, sondern gegenüber dem Finanzamt auf das beim BFH anhängige Revisionsverfahren Az. IX R 20 / 09 hinzuweisen. Das Einspruchsverfahren ruht danach von Amts wegen gemäß § 363 Abs. 2 Satz 2 AO.

2. Antrag auf Neufestsetzung der Eigenheimzulage:

In den Fällen, in denen aufgrund des Fachrundschreibens Nr. 10/2009 der Einspruch gegen den Ablehnungsbescheid über Eigenheimzulage zurückgenommen wurde, ist der Ablehnungsbescheid bestandskräftig geworden.

Soweit allerdings im Kalenderjahr 2009 der Förderzeitraum für eine in einem anderen EU-/EWR-Staat belegene Ferien- oder Zweitwohnung noch nicht abgelaufen ist, empfehlen wir, für die Kalenderjahre ab 2009 einen Antrag auf Neufestsetzung der Eigenheimzulage gemäß § 11 Abs. 5 EigZulG zu stellen.

3. Antrag auf Festsetzung der Eigenheimzulage:

In Fällen, in denen bisher noch kein Antrag auf Eigenheimzulage gestellt wurde, empfehlen wir, diesen Antrag zu stellen. Gegen den Ablehnungsbescheid sollte Einspruch eingelegt, die Festsetzung der Eigenheimzulage beantragt und auf das anhängige Revisionsverfahren -  Az. des BFH: IX R 20 / 09 -  hingewiesen werden.
Soweit die Festsetzungsfrist für die Eigenheimzulage des einzelnen Jahres bereits abgelaufen ist, ist der Anspruch erloschen. Zur Ermittlung der Festsetzungsfrist siehe: Fachseminare 2008, Manuskript in Fach 9, Seite 39.
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









